
Zweitens: Der Abschluß eines guten Einigungsvertrages, in 
dem die rechtlichen, ökonomischen, sozialen Bedingungen der 
deutschen Einigung klar fixiert sind.

Und drittens: Die Sicherung der Bildung der Länder.

Und wir waren der Überzeugung, daß diese drei Bedingungen, 
von denen wir schon im Juni dieses Jahres sprachen, als wir als 
erste Partei die Forderung nach einem zweiten Staatsvertrag 
aufgestellt haben, den wir heute üblicherweise Einigungsver­
trag nennen, Mitte September erfüllt sein könnten. 1. weil am 12. 
September die entscheidende Außenministerkonferenz der 2 + 
4-Gespräche stattgefunden hat, 2. weil bis zu diesem Zeitpunkt 
mit großer Sicherheit auch die Vertragsverhandlungen zwi­
schen beiden deutschen Staaten beendet sein können. Und wir 
waren uns 3. einig, daß die Länderbildung insoweit - und das ist 
die Einschränkung, über die sind wir uns auch alle klar - gesi­
chert ist, daß wir ein Länderbildungsgesetz und ein Länderwahl­
gesetz haben und daß dieses in vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen beiden deutschen Staaten auch garantiert wird, daß 
die Länderbildung auch wirklich erfolgen kann.

Ich weise darauf hin, um die Kontinuität unserer Vorstellun­
gen von diesem Einigungsprozeß zu betonen.

Ich denke, um auf die vorhin gehaltene Rede einzugehen, dies 
ist vielleicht eine historische Stunde, oder es könnte sie sein, 
iber wir werden ihr nicht gerecht, wenn wir das Schauspiel fort- 

setzen, das in den letzten Wochen stattgefunden hat, nämlich die 
unerträgliche Situation immer neuer Terminvorschläge. Es sind 
von der CDU - ich habe die Übersicht wahrhaftig verloren -, ich 
glaube, 12,13,14 oder 15 Terminvorschläge gekommen.

(Zuruf von der CDU/DA: 3!)

Ich weiß es nicht. Sie werden sich vielleicht erinnern, daß der
2. Dezember von Ihnen kam, dann der 14. Oktober und daß es 
auch von Ihnen verschiedene Landtagswahltermine und daß es 
dann den 9. und den 6. Oktober gab. Ich denke, das ist allmählich 
wirklich unerträglich, und die endlose Termindiskussion muß 
wirklich beendet werden.

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.)

Ich erinnere daran, daß wir heute mittag eine Besprechung 
mehrerer Fraktionsvorsitzender hatten, wo ich genau dieses 
vorgeschlagen habe, daß wir ein Ende der Termindiskussion und 
Zuwendung zu den inhaltlichen Fragen der Einigung erreichen 
müßten und daß wir uns bei der Terminfestlegung immer noch 
die Freiheit lassen müssen - das allerdings ist eine wichtige Be­
dingung für uns, wenn wir einen Beitrittstermin festlegen daß 

^nit dem Beitrittstermin nicht die inhaltliche Zustimmung zum 
Einigungsvertrag festgelegt wird, den wir ja noch nicht im Er­
gebnis kennen. Es muß klar sein, daß ein Beitrittstermin nicht 
einen Zwang ausüben darf, einen schlechten Einigungsvertrag 
auch noch ratifizieren zu müssen. Wir wollen die Freiheit haben, 
ja oder nein zu sagen zu dem Einigungsvertrag, wenn er in para­
phierter Form vorliegt. Das ist eine entscheidende Bedingung 
für uns.

(Beifall bei der SPD)

Und zweitens bitte ich, sich daran zu erinnern - und das sage 
ich ausdrücklich neutral: Wichtiger als alle Diskussionen über 
den Beitrittstermin war immer auch die Frage danach, wie wir 
am sinnvollsten auf die sich dramatisch zuspitzende wirtschaft­
liche und soziale Situation in unserem Lande reagieren.

Es war das Ärgerliche dieser Termindiskussion, daß sie den 
Eindruck erweckte, die Verantwortlichen im Lande befaßten 
sich nicht mit den wirklichen Problemen, sondern mit wahltakti­
schen Terminproblemen. Ich denke, daß auch dieses ein Ende 
haben muß.

Und ich weiß und will das auch ausdrücklich sagen, daß in der 
Bevölkerung der Druck auf einen immer früheren Beitrittstermin 
ständig zunimmt, einerseits wegen der objektiv riesigen Proble­
me, andererseits auch wegen der - ich will das zugestehen - sub­

jektiven Schwierigkeiten, das ist ein sehr neutraler Terminus, al­
so wegen unseres Unvermögens, wegen unserer Fehler. Ich sage 
das in alle mögliche Richtungen. Dieser Termindruck nimmt zu, 
und die SPD ist ein selbstverständlicher Teil der Bevölkerung, 
weshalb auch in unserer Partei der Wunsch zunimmt, den Bei­
tritt so schnell wie irgend vernünftig möglich vorzunehmen.

(Beifall bei SPD und F.D.P.)

Wir sehen also keinen Sinn darin, den Termin immer weiter 
nach hinten verschieben zu wollen, also auf Dezember oder so et­
was ähnliches.

Wir sind allerdings dafür - und mit diesem etwas mühseligen 
Konzept sind die Sozialdemokraten angetreten -, Notwendigkei­
ten, die sich quasi naturwüchsig einstellen, in den sich beschleu­
nigenden Prozessen doch zu verbinden mit vernünftigen Ge­
staltungsvorschlägen. Deshalb war unser Kompromißvorschlag 
der 15. September, weil wir meinten, da könnten wir einerseits 
die ökonomisch und sozial sich verschlechternde Situation be­
rücksichtigen und zugleich das, was wir als notwendige Bedin­
gung genannt haben: unsere Verläßlichkeit gegenüber unseren 
Nachbarn, also Abschluß der 2 + 4-Gespräche und rechtliche 
Regelungen, was überhaupt nur möglich ist, und wir wissen, es 
wird weniger möglich sein, als wir uns erträumt hatten, also Ab­
schluß der Beitrittsverhandlungen, sei es in einem Einigungs­
vertrag, sei es in anderer gesetzlicher Form.

Deswegen sehen wir eigentlich keine sachliche politische Not­
wendigkeit und Möglichkeit, einem sofortigen Beitritt zuzustim­
men, weil genau diese vernünftigen Gesichtspunkte, die auch in 
einer extrem schwierigen Situation zu verteidigen sind, gewahrt 
werden könnten, also äußere Aspekte zu berücksichtigen und 
die rechtlichen Beitrittsbedingungen in einem Einigungsver­
trag zu sichern.

Wir sehen auch keine sachliche politische Notwendigkeit, den 
Termin auf den 14. Oktober zurückzuverschieben. Wir erneuern 
also und bringen als Änderungsantrag ein: Beitritt der DDR zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes nach Abschluß der 2 + 4- 
Gespräche und Klärung der Bedingungen des Beitritts in einem 
Einigungsvertrag oder in anderen gesetzlichen Regelungen, 
und zwar am 15. September 1990. Das ist unser Änderungsan­
trag.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es sind da offenbar Zwischenfragen. Er will offenbar keine 
Zwischenfragen zulassen. Dann hat als nächster das Wort der 
Abgeordnete Gysi von der PDS.

Dr. Gysi für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst einmal 
stört, glaube ich, an dieser Sitzung, daß das Ganze sich wieder 
einmal für alle Abgeordneten dieses Hauses etwas überfallartig 
gestaltete.

(Beifall bei PDS und SPD)

Und das, nachdem gestern bei dem Gespräch der Fraktionsvor­
sitzenden mit dem Ministerpräsidenten der DDR eigentlich in 
zwei wichtigen Fragen Übereinstimmung und relative Klarheit 
bestand, selbstverständlich unter dem Vorbehalt, daß die Frak­
tionen dem zustimmen, nämlich erstens, die Probleme in unse­
rem Land nicht weiter durch permanente Termindiskussion 
zum Beitritt zu erschweren, und zweitens, am 9. Oktober 1990 ei­
ne Sondersitzung der Volkskammer durchzuführen, auf der end­
gültig über den Beitritt entschieden wird.

Das war eine klare Aussage, und es wäre, glaube ich, auch für 
die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes eine klare Aussage 
gewesen.
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